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> VORWORT

  Seit der letzten Ausgabe der Akzente ist viel 
passiert. Sowohl in der Justiz, als auch bei uns in 
NRW und benachbarten Regionen. Im Juli hat die 
Flutkatastrophe an Erft und Ahr die Menschen 
schwer getroffen und zu großer Not geführt. 
Durch die Ausbildungsstätte in Bad Münstereifel 
und dort untergebrachte Auszubildende stehen 
wir in direkter Verbindung zu der Region. Mit 
kurzer Frist haben wir aufgerufen, im Namen 
der DJG NRW zu spenden – und dieser Aufruf ist 
nach dem Bekanntwerden des Ausmaßes der Zer-
störung nach wie vor aktuell. Wir sind in Kontakt 
mit Sabine Preiser-Marian, Bürgermeisterin von 
Bad Münstereifel, um uns mit Spenden am Wie-
deraufbau einer Sportanlage zu beteiligen. So-
bald es konkret wird, berichten wir dazu in den 
Akzenten.

  Anfang Juni wurde die Jugend- und Auszubil-
dendenvertretung in der Justiz NRW gewählt. Die 
DJG NRW konnte sich dabei gut behaupten und 
ist mit den Ergebnissen insgesamt sehr zufrieden. 
Inzwischen konnten sich die JAV-Gremien auch 
konstituieren und ihre Arbeit aufnehmen.

  Wie wichtig die Interessenvertretung ist, er-
leben wir aktuell wieder im Rahmen der bevor-
stehenden Tarifverhandlungen. Leider ist die 
Tarifunion der Länder (TdL) wenig wertschätzend 
gegenüber den Beschäftigten in der Justiz ein-
gestellt. Die Anstrengungen der letzten Monate 
durch die Pandemie werden nicht honoriert. 
Stattdessen müssen wir uns in der aktuellen 
Einkommensrunde den Themen der Arbeits-

zeitgestaltung, Besoldung, amtsangemessener 
Alimentation, Laufbahngruppensystemen und 
Teilhabe stellen. Auch wirken fehlende Wert-
schätzung oder Arbeitsüberlastung negativ auf 
die Beschäftigten in der Justiz NRW. Dazu finden 
Sie beim Lesen der Akzente weitere Informatio-
nen in dieser Ausgabe.

  Es gibt aber auch die schönen Momente, 
die mit unserer Arbeit verbunden sind. So ver-
abschiedeten wir die Kollegin Rosi Drucks im 
August nach 50 Dienstjahren in den (Un-)Ruhe-
stand.  Und sie werden aufgrund der Titelseite 
und Berichten im Internet und den sozialen 
Medien der DJG NRW festgestellt haben, dass 
unser Kollege Günter Uhlworm für sein Lebens-
werk in der Schwerbehindertenvertretung mit der 
Verdienstmedaille des Verdienstordens der Bun-
desrepublik Deutschland ausgezeichnet wurde. 
Diese wurde im Rahmen einer Feierstunde Mitte 
September im Justizministerium durch den Mi-
nister der Justiz Peter Biesenbach verliehen. Wir 
sind stolz auf unseren Kollegen Günter Uhlworm 
und schließen uns allen Glückwünschen an.

   Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen: Der Herbst 
wartet mit den Verhandlungen zur aktuellen 
Einkommensrunde auf. Hier werden wir in allen 
bekannten Kanälen ständig informieren und über 
Aktionen, Zwischenstände bzw. Ergebnisse be-
richten. Es gibt viel zu tun! 

Herzliche Grüße
Klaus Plattes

Landesvorsitzender  DJG NRW

Liebe Kolleginnen,    
           liebe Kollegen!
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> SPENDEN-AKTION

DEUTSCHE JUSTIZ-GEWERKSCHAFT
LANDESVERBAND NRW

WIR HELFEN BAD MÜNSTEREIFEL
ZU DEM AUSBILDUNGSZENTRUM DER JUSTIZ NRW IN 
BAD MÜNSTEREIFEL STEHEN WIR SEIT JAHREN IN  
ENGER VERBINDUNG. UND SOMIT AUCH IN BESONDERER 
WEISE ZU DEN MENSCHEN IN DER REGION, DIE AM  
15. JULI 2021 SCHWER VON DEN AUSWIRKUNGEN DER 
HOCHWASSERKATASTROPHE GETROFFEN WURDE.

Wir rufen alle Beschäftigten in den Gerichten und Staatsanwaltschaften  
in NRW auf, die Menschen in Bad Münstereifel bei dem Wiederaufbau ihrer  
Existenzen zu unterstützen. Bitte leisten Sie Ihren Beitrag hier: 
 

	 Spendenkonto Bürgerstiftung Bad Münstereifel

	 Verwendungszweck „DJG hilft“
	 IBAN DE48 3825 0110 0001 3100 10 
	 Kreissparkasse Euskirchen (BIC: WELADED1EUS)

Wir bitte Sie/Euch um Unterstützung für die Notleidenden in der Region.
Der Landesvorstand
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Sitzung des Fachbereichs „Tarif“ am 
30.08.2021 in Neuss

  Aufgrund der anstehenden Tarifverhandlung 
gab es noch ein paar Dinge zu besprechen, so 
dass der Vorstand des Fachbereichs, Claudia 
Möltgen, Cornelius Nal und meine Person unter 
Mitwirkung der stellvertretenden Vorsitzenden 
Karen Altmann in Neuss auf der Geschäftsstelle 
vor Ort waren. Weitere Mitglieder des Fachbe-
reichs haben sich online per Zoom-Konferenz 
dazu geschaltet.

  Es gab einen kurzes Update über die Forde-
rungsfindung der Bundestarifkommission, da 
Karen Altmann als Fachbereichsvorsitzende Tarif 
DJG Bund in Berlin vor Ort war. Die dazugehöri-
gen Informationen sind in dieser Ausgabe auf 
Seite 6 zu finden. 

Wichtiger Tagesordnungspunkt war  
§ 12 TV-L – Arbeitsvorgang –.

Die Arbeitgeberseite (Tarifgemeinschaft der Län-
der) hat angekündigt, mit den Gewerkschaften, 
nicht ohne diesen Diskussionspunkt verhandeln 
zu wollen.

  Grund ist die Entscheidung des BAG, nach 
diesem Urteil sind die Tätigkeiten als ein Arbeits-
vorgang zu werten.

  Wichtig ist hier, dass vernünftig verhandelt 
wird, sonst sehen wir für die Zukunft der Tarifbe-
schäftigten keine Motivation mehr in den öffent-
lichen Dienst der Länder einzutreten! Warten wir 
den Fortgang der Tarifverhandlungen ab.

  Zum Abschluss sprachen wir noch über die  
Pilotierung – Einführung der elektronischen  
Akte – bei verschiedenen Gerichten. Anfangs gab 
es noch viele Performanceprobleme, die sich aber 
etwas relativiert haben. 

  Vor Ort ist es schwierig, gleichzeitig Papierak-
ten, die ja noch vorhanden sind, und die elektro-
nische Akte zu bearbeiten. Wir hoffen, dass bis 
zum endgültigen Rollout viele Probleme behoben 
werden können.

Martina Jary
Fachbereichsleiterin Tarif

Karen Altmann (DJG NRW) und 
Emanuel Schmidt (DJG BUND) 
auf der Versammlung der 
Bundestarifkommission am 26.08.21 in Berlin
Foto: (c) Friedhelm Windmüller 2021

> EINKOMMENSRUNDE



Forderungen zur  
Einkommensrunde 2021  
mit der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL)

•	 Erhöhung der Tabellenentgelte der Be-
schäftigten um 5 %,  
mindestens um 150 Euro monatlich  
(Beschäftigte im Gesundheitswesen  
mindestens 300 Euro)

•	 Erhöhung der Azubi-/Stu-
dierenden/Praktikantinnen/
Praktikanten-Entgelte  
um 100 Euro monatlich so-
wie Gewährung eines ÖPNV-
Tickets

•	 Laufzeit 12 Monate
•	 Wiederinkraftsetzen der Re-

gelung zur Übernahme der 
Auszubildenden  
nach erfolgreich abgeschlos-
sener Ausbildung 
 
Wir erwarten von den 
Arbeitgebern 

•	 Verhandlungen zur Übernahme weiterer 
struktureller Verbesserungen 
bei der Eingruppierung, insbesondere der 
stufengleichen Höhergruppierung,

•	 die Einrichtung eines Verhandlungstisches 
für das Gesundheitswesen,  
insbesondere zu den Restanten aus der 
Tarifrunde 2019, zur Erhöhung des  
Zeitzuschlags bei Wechselschicht- oder  
 
 

 
 
 
 
 
 
 

Schichtarbeit in Krankenhäusern und zur 
Einführung der dynamischen Zulage für die 
Beschäftigten der ambulanten und stationä-
ren Pflege im Justiz- und Maßregelvollzug. 

•	Erfüllung der Ver-
handlungszusage aus der 
Tarifeinigung von 2019  
zur Eingruppierung der 
Beschäftigten im Stra-
ßenbetriebsdienst  und 
Straßenbau.

•	eine Verhandlungs-
verpflichtung über einen 
Tarifvertrag für Studen-
tische Beschäftigte (TV 
Stud) und

•	die Zeit- und sys-
temgerechte Übertra-

gung des Verhandlungsergeb-
nisses  auf die Beamtinnen / 
Beamten sowie Versorgungsemp-
fänger/-innen  der Länder und 
Kommunen. 

Karen Altmann
Stellv. Landesvorsitzende Tarifbereich, 

Fachbereichsvorsitzende DJG Bund,  
Mitglied der Bundestarifkommission 

dbb beamtenbund und tarifunion
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> EINKOMMENSRUNDE

UNSER GLÜCKLICHER GEWINNER 
DER SOMMER-AKTION

In der vergangenen Ausgabe der Akzente 
Nr. 02/2021 haben wir einen Gutschein für 
ein Wochenende auf Zollverein in Essen 
verlost. Das (fast) neue Hotel friends auf 
dem Welterbegelände Zollverein hat uns 
im Rahmen der Bildaufnahmen zur JAV-
Wahl das Foyer zur Verfügung gestellt und 
wir haben als Dankeschön einen Gutschein 
erworben und verlost.
Der Gewinner ist Jörg Freye - Personalrats-
vorsitzender vom Amtsgericht Marl.
Die Auslosung fand unter Beteiligung mehrerer 
Kolleginnen und Kollegen in Neuss statt. 



> INTERVIEW
   ROSI DRUCKS

Nach 50 Dienstjahren geht es für Rosi Drucks 
nun in den (Un-)Ruhestand. Akzente war im 
August bei der Verabschiedung in Dortmund 
dabei und konnte ein paar Fragen stellen.

  
Akzente: Hallo Rosi. Wann hast du angefangen, 
in der Justiz zu arbeiten und welche Stationen 
und Orte hast du während deiner Zeit durchlaufen?

Rosi: Ich wurde am 01.08.1971 als Auszubildende 
für den Beruf der Justizangestellten beim AG Dort-
mund eingestellt. Ich hatte die Mittlere Reife und 
war 15 Jahre alt. Damals ein normales Alter ins Be-
rufsleben zu starten, heute nicht mehr vorstellbar.
Nach der für mich verkürzten Ausbildung habe ich 
noch die Laufbahn des mittleren Dienstes durch-
laufen. Bis auf einen kurzen Abstecher zum  
AG Bochum als Probebeamtin habe ich mein be-
rufliches Leben beim AG Dortmund verbracht.

Viele Jahrzehnte habe ich in der Jugendstrafabtei-
lung gearbeitet, in den letzten rund 11 Jahren war 
ich als Anweisungsbeamtin für die Berechnung 
und Anweisung von Zeugen und- Sachverständi-
genentschädigung zuständig.

Die Arbeit in der Anweisungsstelle, insbesondere 
die vielen Kontakte mit Menschen haben mir sehr 
viel Freude bereitet. Seit 2008 war ich auch im Per-
sonalrat tätig und habe mich um die Angelegen-
heit der damaligen DJG-Bezirksgruppe Dortmund 
gekümmert.

Akzente: Der Anteil der in der Justiz beschäftigten 
Frauen ist erst seit den 80er Jahren angestiegen. 
War  deine Berufswahl damals etwas Besonderes?

Rosi: Wir waren schon damals in der Ausbildung 
überwiegend weiblich. Die Führungsstrukturen in 
der Behörde waren aber rein männlich besetzt, 
ebenso alle wichtigen Schlüsselpositionen. Viele 
meiner Kolleginnen haben damals nach ihrer Hei-
rat und Familiengründung aufgehört zu arbeiten, 
Teilzeitarbeit gab es am Anfang noch nicht, dies 
kam erst später. Unsere Kinder wurden durch das 
Netzwerk „Familie“ betreut, die Kindergartenbe-
treuung fing mit 3 Jahren an. Dadurch haben viele 
Kolleginnen meiner Generation jetzt Nachteile im 
Alter bei Rente oder Pension. 

Die vielfältigen Möglichkeiten heute Familie und 
Beruf zu vereinbaren kann ich nur begrüßen.
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Akzente: Das Arbeitsleben schreibt auch beson-
dere Geschichten, an die man sich gerne zurück-
erinnert. Gibt es eine Geschichte, die dich in dei-
nem Arbeitsleben ganz besonders berührt hat?

Rosi: Ich möchte gar kein einzelnes Geschehen 
schildern. Mir sind viele Erlebnisse und Begegnun-
gen mit Kollegen und Bürgern in Erinnerung ge-
blieben, viele Situation haben mich berührt.
Über die vielen Jahre an der Behörde sind inten-
sive Kontakte und Freundschaften zu Kollegen 
entstanden, man hat  Freud und Leid geteilt. Das 
Amtsgericht und die Kollegen haben mein Leben 
geprägt. Die Kollegen haben mir während meiner 
Personalratsarbeit oft ihr Herz ausgeschüttet, ich 
war gerne als „Kummerkastentante“ tätig. Dafür 
war natürlich eine besondere Vertrauensbasis 
nötig, die über die Jahre entstanden ist.

Akzente: Die Justiz  in NRW muss sich großen 
Herausforderungen stellen - ein seit einigen 
Jahren wichtiges Thema ist der demografische 
Wandel. Dieser vollzieht sich nicht nur bei 
Richterinnen/Richtern und Staatsanwältinnen/
Staatsanwälten, sondern auch bei den Justiz-
beschäftigten, die für den reibungslosen Ablauf 
in Gerichten und Staatsanwaltschaften sorgen. 
Allein in der Laufbahngruppe 1.2 haben sich 
die altersbedingten Abgänge der beschäftigten 
Kolleginnen und Kollegen nahezu verdreifacht. 
Rund 700 Ruheständlern pro Jahr (2023 - 2030) 
stehen gerade einmal ca. 300 neue Auszubilden-
de gegenüber.

Rosi: Es stimmt, dass wir derzeit einen großen 
demografischen Wandel erleben. Viele meiner Kol-
legen, mit denen ich mein Berufsleben verbracht 
habe, sind bereits in den Ruhestand gegangen oder 
stehen kurz davor. Es gibt leider derzeit zu wenig 
Nachwuchs, was mich auch sehr ärgert. Die Justiz 
kennt die Geburtsdaten der Mitarbeiter, der demo-
grafische Wandel ist nicht vom Himmel gefallen, es 
wurde einfach keine gezielte Personalentwicklung 
betrieben, ja in den Jahren 2000 - 2010 sind viele 
junge Kollegen mit befristeten Verträgen auf die 
Straße gesetzt worden. Diese fehlen heute sehr. 
Mit uns „Alten“ geht natürlich auch Erfahrung 
und Wissen verloren, nicht immer können unsere 
Arbeitsplätze wieder mit jüngeren Kräften besetzt 
werden. Mein Arbeitsplatz in der Anweisungsstelle 
konnte zum Glück nach langer Suche im Vorfeld 

mit einer jungen Kollegin besetzt werden. Meine 
beiden Kollegen Birgit und Heiko werden Mandy 
jetzt in ihr neues Aufgabengebiet einarbeiten und 
unterstützen, so wie sie auch schon mich damals 
an die Hand genommen haben.

 Einem  Mentoring, stehe ich offen gegenüber, 
leider gibt es im Bereich der Justiz in meiner Lauf-
bahngruppe noch keine Angebote und Konzepte. 
Auch diese Entwicklung hat der Dienstherr leider 
verschlafen.

Akzente: Wurde der demografische Wandel und 
damit verbundenen optimierte Arbeitsprozesse 
auch bei dir im Gericht gelebt?

Rosi: Die letzten 18 Monate haben durch die 
Corona-Pandemie viele Veränderungen in unserer 
Arbeitswelt gebracht. Ich habe in den letzten Mo-
naten als Angehörige der Risikogruppe weitgehend 
ohne direkte Kontakte zu Kollegen und Bürgern 
gearbeitet. Dies hat mich sehr belastet. Die techni-
sche Ausstattung der Justiz ist immer noch unzu-
reichend, mobile Arbeit ist flächendeckend nicht 
möglich.

Ich persönlich finde die direkten Kontakte in der 
Behörde mit Kollegen aber viel wichtiger als die 
Möglichkeit zu Homeoffice. Unsere Arbeit hatte 
und wird immer mit Menschen zu tun haben und 
Menschen sollten sich auch begegnen und zwar in 
Präsenz. 

Akzente: Jetzt haben wir viel über deine Arbeit 
erfahren, die ja auch aus Deinem Engagement für 
die DJG und der Personalratsarbeit bestand. Was 
hat dich seinerzeit bewegt, sich gewerkschaftlich 
in die Arbeitsprozesse einzubringen? 

Rosi: Einige Zeit vor meinem Wechsel in die An-
weisungsstelle kam auch die Frage auf, ob ich 
bereit wäre mich in der DJG zu engagieren und die 
Bezirksgruppe zu übernehmen. Ich bin dann ins 
kalte Wasser gesprungen und habe zugesagt. Ich 
wurde sehr von Klaus Plattes unterstützt, den ich 
immer anrufen konnte und der mir sehr geholfen 
hat. Die DJG hatte immer etwas von einer großen 
Familie, ich war nie allein, es waren sehr flache 
Strukturen. Dadurch konnte ich mich auch als 
Newcomer entwickeln.

> INTERVIEW
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Wie bereits erwähnt arbeite ich seit 2008 auch im 
Personalrat mit, seit 2012 als einer der Vertreter 
unseres Kollegen Volker Fritz, den ich für die Ge-
werkschaftsarbeit in der DJG begeistern konnte.

Akzente: Was würdest du der jungen Generation 
sagen, wenn die Frage aufkommt, ob wir in Zu-
kunft noch Mitbestimmung in den Gerichten und 
Staatsanwaltschaften benötigen?

Rosi: Natürlich brauchen wir weiter eine Mitbe-
stimmung und gewerkschaftliche Begleitung in den 
kommenden Zeiten, s. Stichpunkt Digitalisierung. 
Mit der Gewerkschaft haben wir viel erreicht im 
öffentlichen Dienst in den letzten 50 Jahren, vieles 
was heute als Selbstverständlichkeit gilt gab es 
1971 noch nicht.

Der Mensch sollte immer im Mittelpunkt der künf-
tigen Arbeitswelt stehen mit all seinen großen und 
kleinen Sorgen und er braucht an seiner Seite oft 
auch eine Interessenvertretung.

Akzente: Zum Schluss sind wir neugierig, wie du 
die neue Freiheit nutzen möchtest. Gibt es Zukunfts-
pläne, welche du uns hier verraten möchtest?

Rosi: Meine Familie und ich sind seit vielen Jahren 
dem Tennis verbunden, wir haben alle aktiv gespielt.
Ich habe mich jetzt schon für zwei Vormittage in der 
Woche verabredet.......bisher undenkbar.

Im letzten Jahr habe ich meine Hündin Paula ver-
loren.......vielleicht wird auch bald wieder ein neuer 
Vierbeiner mein Leben bereichern.

Ich habe mich gerade auch bereit erklärt im Senioren-
bereich der DJG mitzuwirken.

Akzente: Vielen Dank für deine Zeit und das Ge-
spräch. Wir hören natürlich gerne, dass du in Zu-
kunft den Fachbereich der Senioren bereicherst. Oft 
sagt ein Bild mehr als viele Worte - wir haben oben 
rechts ein Schild abgebildet, welches dir von den 
Kolleginnen und Kollegen zum letzten Tag im Ge-
richt gemalt wurde. 

Demografie in Institutionen:
Zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit setzen erste öffentli-
che Institutionen auf den sogenannten INQA-Prozess Kul-
turwandel (Initiative Neue Qualität der Arbeit). Im letzten 
Jahr hat das Amtsgericht  
Wolfenbüttel als erste  
Gerichtsorganisation in Deutschland  
eine Auszeichnung für die Ge- 
staltung neuer Arbeitsstrukturen  
erhalten. Unter anderem geht es  
um den Wissenstransfer: 
Lernen am Arbeitsplatz und  
transparente Arbeitsvorgänge. 
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Treffen des DJG Fachbereichs 
 „Menschen mit Behinderung“

  Am 25.06.2021 trafen sich die Mitglieder der 
Fachbereichsgruppe „Menschen mit Behinde-
rung “ zu einer digitalen Fachbereichssitzung.

  Einer der wichtigen Punkte der Tagesordnung 
waren die Anträge der DJG-NRW an die DJG-Bund
z. B. 

•	 die Mitwirkung der Schwerbehindertenvertre-
tungen an Gesetzesänderungen

•	 die Bestellung eines Inklusionsbeauftragten 
in der Landesverwaltung

•	 die Erhöhung der Ausgleichsabgabe nach  
§ 154 SGB IX.

  Als weiterer wichtiger Punkt wurde die Übertra-
gung der Zuständigkeit der OWI-Angelegenheiten 
gem. § 238 Abs. 3 SGB IX von der ARGE auf den 
Zoll als neutrales Verwaltungsorgan besprochen.

  Hinweise auf aktuelle Urteile zum Schwerbehin-
dertenrecht sind unter www.rehadat-recht.de zu 
finden. Auch bei Änderungskündigungen muss 
die Schwerbehindertenvertretung beteiligt werden!

  Es fand ein reger Austausch über Barrierefrei-
heit statt. In Hinblick auf das zukünftige gemein-
same Fachverfahren (gefa) muss es eine barriere-
freie Software geben.

  Die bauliche Barrierefreiheit ist für die Teilha-
be schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben 
unabdingbar und eine der zentralen Forderungen 
der UN-Behindertenrechtskonvention. Es stellt 
sich in diesem Zusammenhang die Frage: „Wofür 
wird die zur Herstellung der Barrierefreiheit in 
den Behörden bereitgestellte Summe von 1 Millio-
nen EURO ausgegeben?“  

  Ein leidiges Thema war der fehlende oder un-
zureichend informierte  Inklusionsbeauftragte 
in der Behörde, dabei wurde festgestellt das es 
Handlungsbedarf gibt. 

  Es wurden Vorschläge zur Änderung der Wahl-
ordnung für die Wahl der Schwerbehinderten 
Vertretung gemacht. Wie kann die Wahl schneller 
und unkomplizierter und barrierefrei durchge-
führt werden.

  Die Strategie für die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen der Jahre 2021 - 2030 des EU- 
Parlaments sieht die Einführung eines europäi-
schen Behindertenausweises sowie eines euro-
päischen Parkausweises für Behinderte und die 
gegenseitige Anerkennung vor. 

Marion Jurican
Fachbereichsleiterin 
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> FACHBEREICHE

Wichtige Neuerung im Betrieblichen Wiedereingliede-
rungsverfahren (BEM) zum 10.06.2021

Im Teilhabestärkungsgesetz vom 02.06.21 wurde mit 
Wirkung vom 10.06.21 in § 167 SGB IX Prävention - 
Betriebliches Wiedereingliederungsmanagement - in 
Absatz 2 ein neuer Satz 2 hinzugefügt:
Beschäftigte können zusätzlich eine Vertrauensperson 
eigener Wahl hinzuziehen. 
 
Die Informationen haben 
wir in der Sonderinformation 
Nr. 20 vom 07.09.21 für Euch 
zusammengefasst!
www.djg-nrw.de



> TARIFRECHT

Hände weg vom Arbeitsvorgang!
Der Plan der Tarifunion der Länder (TdL) von 
Herabgruppierungen

  Die TdL zeigt im Rahmen der aktuellen Tarif-
runde ihre Wertschätzung gegenüber den Be-
schäftigten in der Justiz mit der Ankündigung, mit 
einer neuen Definition des Arbeitsvorgangs auf 
Eingruppierungen (und damit verbunden an die 
Entgelthöhe) vieler Beschäftigter Einfluss nehmen 
zu wollen.

Was ist ein Arbeitsvorgang?

  Im Arbeitsvertrag ist die Entgeltgruppe für einen 
bestimmten Arbeitsplatz anzugeben und somit 
das Entgelt für die Kollegin oder den Kollegen 
definiert. Dabei ist zu beachten, dass die Entgelt-
gruppe nicht das Ergebnis von Verhandlungen ist, 
sondern aus dem Tarifvertrag für den öffentlichen 
Dienst der Länder (TV-L) unter Einbezug der Ent-
geltordnung pflichtgemäß durch den Arbeitgeber 
bewertet wird.

  Bei dieser Bewertung gilt die Feststellung  der 
Entgeltgruppe aus der auszuübenden Tätigkeit - 
das nennt sich Tarifautomatik. Die Übertragung 
der Tätigkeitsmerkmale der Entgeltordnung auf 
den Arbeitsplatz wird mit dem Rechtsbegriff 
„Arbeitsvorgang“ definiert. Der Arbeitgeber ist ver-
pflichtet, für jeden Arbeitsplatz Arbeitsvorgänge 
zu bilden und diese an den Tätigkeitsmerkmalen 
der Entgeltordnung zu überprüfen.

  Zu dem Arbeitsvorgang zählen zusammengefasst 
alle einzelnen Tätigkeiten und Aufgaben eines 
Arbeitsplatzes, die mit Ausrichtung auf das zu er-
zielende Arbeitsergebnis gehören. Die Tätigkeits-
merkmale werden mit Blick auf das gewünschte 
Arbeitsergebnis überprüft, auch wenn unterschied-
liche Fachkenntnis gefordert ist oder der Schwie-
rigkeitsgrad bzw. die Verantwortung in der Aufga-
benerledigung abweicht. Auf den zeitlichen Anteil 
kommt es dabei beim Arbeitsvorgang nicht an, er 
kann schließlich nur ganz oder gar nicht die Tätig-
keitsanforderung der Entgeltgruppe bestätigen.

Was plant die TdL nun?

Die Arbeitgeber wollen höherwertige Arbeits-
ergebnisse, die Entgeltgruppen 7, 8 oder 9a er-
geben, nun noch nach Entgeltgruppe 6 bezahlen. 
Damit einher gingen für viele Beschäftigte massi-
ve Verschlechterungen.

Was wir in dieser Sache unternehmen!

DJG NRW und der dbb beamtenbund und tarifun-
tion werden zu dieser Idee nicht „Ja“ sagen. Laut 
der TdL wird es im Herbst zu keinem Tarifab-
schluss kommen, wenn die Gewerkschaften beim 
Thema Arbeitsvorgang nicht zustimmen.

Bereits Anfang August hat die DJG NRW über 
ihren Facebook-Kanal aufgerufen, zu dieser Idee 
entsprechende Kommentare abzugeben. Diese 
haben wir am 18.08.21 in einem offenen Brief an 
Minister der Justiz Peter Biesenbach übermittelt 
und unsere Forderung untermauert, dass wir die-
sem Vorschlag nicht folgen. Wir gehen allerdings 
davon aus, dass es im Herbst 2021 zu härteren 
Verhandlungen in der Einkommensrunde kom-
men wird. Wir halten Euch hierzu auf dem Lau-
fenden.

DJG NRW
Landesvorstand  
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Quelle: dbb beamtenbund und tarifunion
https://bit.ly/3hFvLNE
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> FACHBEREICHE
Der unermüdliche Einsatz beim Justizministerium hat sich gelohnt - die Ausbildung zum 
Justizwachtmeister wurde auf 10 Wochen verlängert. 

Die von der DJG NRW -insbesondere vom Fachbereich JWD- regelmäßig mit Nachdruck 
geforderte zweijährige Ausbildung für den Beruf des Justizwachtmeisters trägt langsam 
Früchte. Hierzu wurden seit längerem professionell ausgearbeitete und ausgereifte Aus-
bildungskonzepte mehrfach von der DJG NRW beim Justizministerium eingereicht.
 
Wir bleiben für euch dran, damit der Beruf des Wachtmeisters eine anerkannte zweijährige 
Ausbildung erhält! Nur so lässt sich der Beruf des*r Wachtmeister*in weiter qualifizieren 
um eine Anhebung in der Laufbahngruppe (1.2 ehemals  mittlerer Dienst) zu erreichen! 
Über die positiven  Entwicklungen freuen wir uns sehr und werden weitere Informationen 
zu Gesprächen in diesem Bereich sowie zur Ausbildung zeitnah folgen lassen.

Vor dem Hintergrund, dass es voraussichtlich zu nicht vermeidbaren Verzögerungen bei 
der Verbeamtung im Justizwachtmeisterdienst kommen könnte (Probleme bei der Alters-
grenze), sollten diese nicht zu Lasten der betroffenen Kolleginnen und Kollegen gehen, 
sondern im Rahmen der Ausnahmeregelungen der Laufbahnverordnung geregelt werden. 
Informationen werden in Kürze vom Ministerium bekannt gegeben.

Burkhard Platt und Alexander Cicek
Fachbereich Justizwachtmeister

Hochwasserhilfe für Justizbeschäftigte in NRW: 
Bis zu 20 Tage Sonderurlaub und zinsloser 
Vorschuss bis zu 10.000 €

Der Situation in den Hochwassergebieten in NRW 
hat die Landesregierung nun Rechnung getragen. 
Mit Erlass vom 06.08.2021 – 2000 – Z. 506 – hat 
das Ministerium der Justiz NRW im Rahmen der 
Härtefallregelung Sonderurlaub bis zu 20 Tage 
unter Fortzahlung der Bezüge genehmigt. Dieser 
Sonderurlaub kann auch rückwirkend und für 
einzelne Tage gewährt werden.

Dies ist ein Schritt in die richtige Richtung für all 
diejenigen, die jetzt ihr Leben neu organisieren 
müssen, nachdem ihnen so viel von den Fluten 
genommen wurde.

Als Hilfe zur Selbsthilfe besteht zudem die Mög-
lichkeit für Betroffene einen zinslosen Gehalts-
vorschuss bis zu 10.000 € zu beantragen. Erlass 
des Ministeriums der Finanzen NRW (FM NRW) 
vom 29. Juli 2021 – B 3140 – 1.3.4 – IV A 4 -. Die 
Rückzahlung ist auf 4 Jahre ausgelegt.

Diese Leistungen ersetzen gewiss nicht das Hab 
und Gut, welches viele verloren haben, können 
aber den Neuanfang etwas erleichtern.

> Trauer
Mit großer Bestürzung haben wir vom Tod unseres 
Kollegen Thomas „Hotti“ Hottelmann erfahren.
Thomas ist am 3.7.21 im Alter von nur 49 Jahren 
von uns gegangen. Er war ein allseits beliebter 
und stets hilfsbereiter Kollege. Wir von der DJG 
verlieren einen engagierten Kollegen aus dem 
Fachbereich Justizwachtmeisterdienst. Viele aus 
dem Kollegenkreis verlieren einen guten Freund, 
Kollegen und verlässlichen Partner, gerade in 
dem doch oft brisanten Vorführdienst.

Lieber Hotti,
danke, dass wir Dich ein Stück weit auf Deinem Le-
bensweg begleiten durften. Wir werden Dich nicht 
vergessen. Mach et jut.

Burkhard Platt
Fachbereichsvorsitzender

In Gedenken verabschieden wir uns auch von

•	 Käthe Körner 
Regionalgruppe Aachen

•	 Ingo Schmitz 
Regionalgruppe Düsseldorf 

DJG NRW
Landesvorstand
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> VERDIENSTORDEN
   GÜNTER UHLWORM 

Ich bedanke mich für diese Ehrung, die ich als 
Auszeichnung für mein gesamtes ehrenamtliches 
Engagement gilt. 

1. als Schriftführer, Jungschützenmeister und Schieß 
-Trainer in der St. Apollonia Schützenbruderschaft 
in Steckenborn  (1985 – 1992) und (2001 bis heute) 27 
Jahre
2. als Schriftführer (1988-1992) stellvertretender 
Bezirksjungschützenmeister (1992- 1999) 7 Jahre im 
Bezirksverband Monschau und auf Diözesanebene 
3. als Geschäftsführer der DJG von 2012 bis 2017 und 
seit 2018 als stellvertretender Vorsitzender, Fachbe-
reich schwerbehinderte

4. als Vertrauensperson der schwerbehinderten Men-
schen beim AG Düsseldorf (1984-1988) 4 Jahre und 
beim AG Aachen, Eschweiler, Jülich, Geilenkirchen, 
Monschau und Schleiden (26.11.90 – 30.11.14) 24 Jahre
5. als Bezirksvertrauensperson der schwerbehinderten 
Menschen im OLG-Bezirk Düsseldorf (1986 – 1988) 2 
Jahre und im OLG-Bezirk Köln (14.01.95 – 31.08.99 als 
Stellvertreter und seit dem 01.09.1999 als Bezirksver-
trauensperson 22 Jahre
6. als Hauptvertrauensperson der nichtrichterlichen 
schwerbehinderten Menschen im Ministerium der Jus-
tiz des Landes NRW vom 01.03.2003 – 08.06.2008 als 
Stellvertretendes Mitglied und seit dem 09.06.2008 als 
Hauptvertrauensperson ( 18 Jahre Mitglied der Haupt-
schwerbehindertenvertretung
7. als Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der Haupt-
schwerbehindertenvertretungen aller Ressorts des 
Landes NRW,  vom 01.07.2008 -31.05.2017 als stellver-
tretendes Mitglied des Vorstands seit dem 01.06.2017 
als Vorsitzender der AGSV NRW ( 13 Jahre Mitglied der 
AGSV NRW Vorstand)
8. als stellvertretender Vorsitzender der AGSV Länder, 
die Arbeitsgemeinschaft der Schwerbehinderten in 
den Landesverwaltungen aller Bundesländer, seit dem 
27.09.2017
9. als Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der staats-
anwaltlichen, richterlichen und nichtrichterlichen 
Haupt- und Gesamtschwerbehindertenvertretungen 
der Justiz aller Bundesländer seit 2013
10. als Vorsitzender der Arbeitsgruppe „EU-Recht“ der 
AGSV Länder, seit 2019
11. als Vorsitzender der Arbeitsgruppe „Satzung“ der 
AGSV Länder an, 2018

„Für die Verleihung der Verdienstmedaille des 
Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland 
an Sie, lieber Herr Uhlworm, habe ich darauf be-
standen, diese Ehrung persönlich vornehmen zu 
dürfen“ – mit diesen Worten leitete Minister der Justiz 
Peter Biesenbach die Feierstunde im Düsseldorfer 
Justizministerium ein. „Sie haben immer entschlos-
sen und bestimmend für die Rechte der Menschen 
mit Behinderung  gekämpft, aber immer auf eine 
sehr angenehme Art und Weise, weshalb Sie hier 
im Ministerium stets willkommen sind. Und Sie 
haben erreicht, das bei vielen Entscheidungen hier 
die Belange der Schwerbehindertenvertretung 
direkt mitgedacht werden.“ Nach Überreichung der 
Verdiensturkunde und der Verdienstmedaille durften wir 
gespannt der Danksagung von unserem Kollegen Günter 
Uhlworm zuhören, die im Folgenden abgedruckt ist. Der 
Landesvorstand DJG NRW ist stolz und gratuliert!   
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Mein Leben kann man mit einem Wort beschreiben: 
Inklusion

Da sind insbesondere meine Eltern für verantwortlich. 
Meine Mutter ist jeden Tag eine halbe Stunde mit mir 
mit der Straßenbahn durch Düsseldorf gefahren, da-
mit ich einen Kindergarten besuchen konnte. Sie hat 
solange gesucht bis ein Kindergarten mich aufnahm.
Dann besuchte ich die Schule für Körperbehinderte. 
Dies wurde durch das Schulministerium bestimmt. 
Während der Schulzeit nutzte ich jede Gelegenheit als 
Aushilfe im Schreibwarengeschäft meiner Mutter beim 
Verkauf von Büroartikel, Schreibwaren, Saisonartikel, 
Zeitungen zu unterstützen. Es war kein Problem für 
die Kunden von mir bedient zu werden.  Ich lernte 
Schreibmaschine schreiben. Ich schrieb die Rechnun-
gen für die Stammkunden und Firmen meiner Mutter 
an.

Ich machte ein Praktikum bei der Sparkasse Düssel-
dorf. Alle waren begeistert und hätten mich sofort ein-
gestellt. Als ich mich bewerben wollte, hat die Schul-
leitung mitgeteilt, dass es nur ein Abgangszeugnis 
gibt und wir Schüler im Anschluss zur Werkstatt für 
behinderte Menschen wechseln sollten. Damit war ich 
nicht einverstanden. Unterstützt von meinen Eltern 
besuchte ich eine Privatschule um auf eigene Kosten 
den mittleren Bildungsabschluss zu erreichen. Mit 
dem angestrebten Schulabschluss bewarb ich mich 
bei Sparkassen, Banken und Versicherungen. Leider 
überall vergebens. Alle wollten keinen schwerbehin-
derten Menschen im Kundendienst einsetzen.

Durch Zufall fand ich eine Annonce in der Tageszei-
tung. Das Amtsgericht Düsseldorf sucht Auszubilden-
de als Justizangestellte beim Amtsgericht Düsseldorf. 
Ich bewarb mich und wurde zum Vorstellungsge-
spräch eingeladen. Das Gremium hatte erhebliche 
Zweifel, dass ich die Anforderungen, Schreibmaschi-
ne schreiben und Steno, schaffen könnte. Die Vertrete-
rin des Personalrats machte daraufhin den Vorschlag, 
dass ich mich sofort beim OLG Düsseldorf für die 
Laufbahn des mittleren Justizdienst bewerben sollte. 
Das Einstellungsverfahren war schon abgeschlossen, 
aber sie wollte sich für mich einsetzen. Nach einem 
kurzen Vorstellungsgespräch wurde ich als Anwärter 
für den mittleren Justizdienst eingestellt.

Am 1.08.1978 begann ich die Ausbildung. 10 Anwärter 
beim AG Düsseldorf. Vom ersten Tag an waren Klaus 
Plattes und ich gemeinsam auf allen Abteilungen zur 
Ausbildung unterwegs. Wir waren sofort auf gleicher 
Wellenlänge und hatten die gleichen Interessen, Fuß-
ball und Eishockey. Während der Ausbildungszeit in 
Brakel blieben wir fast jedes Wochenende zusammen. 
Er holte mich zur Hauptschwerbehindertenvertretung 
zuerst als Stellvertreter, später unterstütze er mir bei 

der Wahl als Hauptvertrauensperson der nichtrichter-
lichen schwerbehinderten Menschen. 

Wegen der fehlenden Barrierefreiheit in Aachen, woll-
te ich was verändern. Ich wollte Hauptvertrauensper-
son werden. Er bat mich ihn als sein Geschäftsführer 
in der DJG NRW zu unterstützen. Ein Angebot, das ich 
nicht ablehnen konnte. Wir kennen uns nun 43 Jahre. 
Unser 40-jähriges haben wir standesgemäß in der 
Düsseldorfer Altstadt gefeiert. 

Nach bestandener Prüfung am 09.10.1980 wurde ich 
beim Amtsgericht Düsseldorf in der Gerichtskasse ein-
gesetzt.  Nun wollte ich unbedingt einen Führerschein 
machen. Leider musste ich feststellen, dass ich wegen 
der fehlenden Beratung durch die Schwerbehinder-
tenvertretung sehr viel mehr für meinen Führerschein 
bezahlen musste als nötig. Hätte ich den bereits wäh-
rend der Ausbildung gemacht, hätte ich einen höhe-
ren Zuschuss erhalten, da mein Einkommen geringer 
war. Das wollte ich besser machen.

Ich bin nun seit 37 Jahren in der Schwerbehinderten-
vertretung.
Es begann am 5.06.1984. Ich wurde als 1. Stellvertreter 
der Schwerbehindertenvertretung beim AG Düsseldorf 
gewählt. Am 07.10.1986 übernahm ich das Amt als 
Vertrauensperson und im Dezember 1986 das Amt als 
Bezirksvertrauensperson beim OLG Düsseldorf. 

Am 1.12.1988 wechselte ich von Düsseldorf nach 
Aachen. Nach kurzer Eingewöhnungszeit in Aachen 
bat mich die Vorsitzende des Personalrats das Amt der 
Vertrauensperson beim AG Aachen zu übernehmen. 
Am 26.11.1990 wurde ich als örtliche Vertrauensperson 
gewählt. Bis zum 30.11.2014 war ich örtliche Ver-
trauensperson beim Amtsgericht Aachen. Dort habe 
ich mich insbesondere für eine behindertengerechte 
Arbeitsplatzgestaltung eingesetzt.

Am 14.01.1995 wurde als 1. Stellvertreter der Bezirks-
schwerbehindertenvertretung für den Oberlandes-
gerichtsbezirk Köln gewählt. Seit dem 01.01.1999 also 
seit mehr als 22 Jahren bin ich Bezirksvertrauensper-
son im OLG-Bezirk Köln. Zu Beginn stand häufig der 
Einsatz für einen behindertengerechten Arbeitsplatz 
im Fokus. Das änderte sich mit einem Auftrag. Ein 
Kollege kam zu mir und berichtet, dass er immer län-
ger bleiben muss und sogar Samstag arbeiten kommt 
um das Pensum zu schaffen. Ich schilderte den Fall 
unserem Geschäftsleiter, Herrn Donath, und hatte na-
türlich einen Vorschlag für eine Lösung dabei. Dieses 
war aber was ganz Neues und noch nie zur Anwen-
dung gekommen.  Am Ende wurde die behinderungs-
bedingte Minderleistung des Kollegen anerkannt, 
ein Zuschuss vom Integrationsamt beantragt und die 
Belastung reduziert ohne Anrechnung auf die Stelle. 
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Also wurde unter Anerkennung der behinderungsbe-
dingten Minderleistung der volle Lohn gezahlt.  

Nach Köln wurde berichtet, dass der Kollege nur zu 70 
% arbeitet aber eine volle Stelle benötigt. Der Sachge-
bietsleiter beim OLG Köln wusste zu ersten Mal keine 
Lösung, war sprachlos aber hatte diese Verfahrens-
weise anerkannt. Damit war natürlich die Grundlage 
für weitere Anträge gestellt. Immer wieder musste ich 
Geschäftsleiter beraten und die Sachlage erklären. 
Viele schwerbehinderte Menschen konnten so im 
Arbeitsleben bleiben und wurden nicht vorzeitig zur 
Ruhe gesetzt. Auch dies kann nur im Sinne des Haus-
halts sein. Die Beratungen von schwerbehinderten 
Menschen bezirksweit stand von nun an im Vorder-
grund meiner Arbeit. Viele Beratungsgespräche von 
Behördenleitungen und Geschäftsleitungen standen 
immer wieder auf der Agenda. An sehr vielen Vorstel-
lungsgesprächen habe ich teilgenommen. Neu war, 
dass ich nach Zusagen an schwerbehinderte Men-
schen eine sofortige Begehung für einen barrierefreien 
Arbeitsplatz und die Fachhochschule für Rechtspflege 
in Angriff nahm, um keine Zeit zu verlieren. 

Eine sehr gute Zusammenarbeit mit dem Dezernat 2 
des Oberlandesgericht Köln führte dazu, dass ich als 
Bezirksvertrauensperson der schwerbehinderten Men-
schen zu den Geschäftsleiterbesprechungen eingela-
den worden bin, um dort die neuesten Themen 
zum Schwerbehindertenrecht vorzustellen. Ich habe 
die Zusammenarbeit mit IfD intensiviert. Es wurden 
auf mein Streben hin Schulungen für Behördenleitun-
gen und Geschäftsleitungen zum Thema psychisch be-
hinderte Menschen.  Vorbildlich sind die zahlreichen 
Außenarbeitsplätze, die im Kölner Bezirk eingerichtet 
worden sind.

Am 1.3.2003 wurde ich als 3. Stellvertreter in die 
Hauptschwerbehindertenvertretung gewählt. Am 
09.06.2008 übernahm ich das Amt als Hauptver-
trauensperson der nichtrichterlichen Menschen beim 
Ministerium der Justiz des Lands NRW. Ein von langer 
Hand geplanter Coup, den Klaus Plattes und ich viele 
Jahre zuvor auf einer Schulung der DJG geplant haben. 

Für die DJG NRW gab ich zahlreiche Schulungen rund 
um das Schwerbehindertenrecht. Ich wurde Ge-
schäftsführer der DJG NRW und anschließend stellver-
tretender Vorsitzender mit dem Fachbereich Schwer-
behinderte. In der DJG NRW habe ich so das Thema 
Schwerbehinderte immer wieder zum Thema gemacht 
und mich für schwerbehinderte Menschen eingesetzt.
Die Barrierefreiheit war mein Einstieg als Hauptver-
trauensperson. Nachdem man mich in Aachen mit 
einer Erklärung, dass alles barrierefrei sein, und das 
sei durch die Stadt Aachen bescheinigt, im Glauben 
gelassen hat, das alles richtig ist, wollte ich es nun 

besser machen. In Aachen war wenig barrierefrei. 
Durch Zufall und gute Kontakte hatte ich erfahren, 
dass es ein Gutachten zur Barrierefreiheit für das AG 
Düsseldorf gab. Dies wurde aber nie erörtert. Als neue 
Hauptvertrauensperson habe ich darauf bestanden. 
Ich holte dazu alle beteiligten Schwerbehindertenver-
tretungen, auch die der richterlichen SBV an einem 
Tisch. Und nun begann eine Lawine, die nicht mehr 
aufzuhalten war.

Die Planungen für das AG Düsseldorf mussten nach 
unzähligen Baubesprechungen mit den Schwerbehin-
dertenvertretungen nachgebessert werden.  In wei-
teren Baumaßnahmen mischte ich mich ein. Mittler-
weile hatte ich durch viele Schulungsveranstaltungen 
und Messebesuche und Fachbücher Wissen zum bar-
rierefreien Bauen angeeignet. Aber im Team sind wir 
stark. In diesen Wochen werden wir endlich unseren 
gemeinsamen Leitfaden zum barrierefreien Bauen von 
Justizgebäuden fertig haben.

Thema Barrierefreie Software: Die Einrichtung des 
Kompetenzzentrums gelang mir bei einer Bespre-
chung zur Barrierefreiheit mit unserem Justizminister 
Peter Biesenbach. Ich hatte sogar den passenden 
Leiter des Kompetenzzentrums gleich mitgebracht. 
Der Kollege hatte Erfahrung und kennt sich in Pro-
grammiersprachen aus. Er fand die Fehler und half 
den Entwicklern. Das Kompetenzzentrum ist für die 
Begleitung von schwerbehinderten Menschen bei der 
Einführung der E-Akte und vor allem zur Prüfung und 
Anpassung von Software ein Meilenstein in der Justiz.
Eine Rahmenvereinbarung zwischen Integrationsäm-
ter und dem Ministerium der Justiz für nicht schwer-
behinderte Menschen wurde auf meine Anregung 
angeschlossen. 

Mehrere Rahmenintegrationsvereinbarungen wurden 
während meiner Amtszeit abgeschlossen. In diesem 
Monat beginnen die Verhandlungen zum Abschluss 
einer Neufassung. Ich habe die unterschiedlichen 
Versorgungsabschläge bei Zurruhesetzung wegen 
Schwerbehinderung und bei Dienstunfähigkeit aufge-
zeigt. Die notwendigen Hinweise müssen nun mitge-
teilt werden. Vor einer Zurruhesetzung wegen Dienst-
unfähigkeit ist den Betroffenen ein entsprechender 
Hinweis zu geben.

In 2022 werden nun voraussichtlich, 18 neue Haus-
haltsstellen, so der Haushaltsentwurf für 2022, für die 
Überführung der Menschen aus den Werkstätten für 
behinderte Menschen von einem Außenarbeitsplatz 
auf den ersten Arbeitsmarkt der Justiz eingerichtet.
Das bedeutet, dass schwerbehinderte Menschen nun 
selbstbestimmt von ihrem Lohn leben können. Die 
Begleitung und Unterstützung der Menschen wird 
über das persönliche Budget mir Hilfe der Integra-
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tionsämter wie bisher auch sichergestellt. Zur Zeit 
sind 29 Menschen aus den Werkstätten für behinderte 
Menschen auf einem Außenarbeitsplatz landesweit 
in der Justiz im Einsatz. Hier besteht aber noch weiter 
Bedarf an Einsatzmöglichkeiten. Dies bedeutet, dass 
in Zukunft weitere Haushaltsstellen für die Justiz 
eingerichtet werden müssen. Diese schwerbehinder-
ten Menschen können nach Ihrer Überführung in 
eine Stelle der Justiz auf 3 Arbeitsplätze angerechnet 
werden. Dies wird uns sicherlich helfen, die Beschäf-
tigungsquote zu sichern. 

Seit dem 01.07.2008 bin ich Vorstandsmitglied der 
AGSV NRW, seit dem 01.06.2017 als Vorsitzender. 

Die Gründung eines Kompetenzzentrum zum barriere-
freien Bauen beim BLB wurde von mir mit angeregt 
und gefordert. Ein Vertreter des Kompetenzzentrums 
vom BLB berät nun die Justiz zum neuen Leitfaden. 
Auch der BLB brachte einen Leitfaden heraus. Die 

neuen Richtlinien der Landesverwaltung zur Teilhabe 
schwerbehinderter Menschen in der Landesverwal-
tung habe ich 2019 mit dem Innenminister Herbert 
Reul im Berufsförderungswerk Düren unterschrieben.

Im Jahr 2021 wurden zum ersten Mal eine Landesqua-
lifizierungsklasse für Informationstechniker mit Be-
gleitung durch das Berufsförderungswerk Oberhausen 
eingerichtet. Die Landesqualifizierungsklassen der 
öffentlichen Verwaltung wurden um weitere Stellen 
aufgestockt. 30 Haushaltsstellen stehen nun pro Jahr 
zur Verfügung.

— 
Abdruck der Festrede (in Auszügen) von Günter 
Uhlworm im Rahmen der Verleihung des Ver-
dienstordens der Bundesrepublik Deutschland 
am 13.09.21 im Ministerium der Justiz in NRW 
in Düsseldorf

Der BPR Düsseldorf stellt sich vor
 
Für den BPR Düsseldorf ist die Personalratswahl 
im letzten Jahr gut verlaufen. Gemeinsam als DJG 
und AGJ konnten wir wieder 11 Plätze gewinnen.
Den Vorsitz hat Karen Altmann (Amtsgericht Düs-
seldorf). Als erste Stellvertreterin ist Christiane 
Wagner (Landgericht Mönchengladbach) im Team. 

Weitere Stellvertreter sind Heike Janßen und 
Markus Schmidt (beide Amtsgericht Kleve) sowie 
Stefan Schumacher (Amtsgericht Neuss).

Als weitere ordentliche Mitgliede der DJG/AGJ 
sind dabei: Wolfgang Baumanns, Alexandra 
Baldermann, Thomas Zanders, Burkhard Platt, 
Martina Jary und Stephan Ledermann. Die Vor-

sitzende der BJAV Hanna 
Hackbeil und der BSBV Iris 
Haarkötter sind ebenfalls 
ständiger Mitglieder im 
BPR. 

Gemeinsam als Team sind 
wir für alle Beschäftigten 
im OLG-Bezirk Düsseldorf 
da und stehen immer als 
Ansprechpartner den Kol-
leginnen und Kollegen zur 
Seite.

Im Bild jeweils von der obersten 
zur untersten Reihe v.l.n.r: 

Wolfgang Baumanns, Thomas  
Zanders, Martina Jary, Anna Raguz 

Heike Janßen, Christiane Wagner, 
Karen Altmann, Hanna Hackbeil 

Thomas Alt, Markus Schmidt, Ste-
fan Schumacher, Ina Spichermann

> OLG-BEZIRK DÜSSELDORF
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> ÜBERLASTUNG

Seit Jahren ein trauriger Dauerbrenner ist das 
Thema der Überlastung

  Die Krankheitsquote im Gesundheitsbericht 
der NRW Landesregierung zeigt - nach einem An-
stieg in den Jahren 2014 bis 2016 - aktuell kon-
stante bis leicht rückläufige Zahlen. Das zeigt, 
mit welchem Einsatz Sie, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, selbst unter den schwierigen Bedingun-
gen der Pandemie, den Dienstbetrieb aufrecht 
erhalten. Doch nicht nur der Krankenstand, son-
dern vor allem der demografische Wandel macht 
den Gerichten und Staatsanwaltschaften zu 
schaffen. Jahr für Jahr gehen mehr Beschäftigte in 
den Ruhestand, als neue Kräfte aufrücken. Einige 
der neu gewonnenen oder ausgebildeten Kräfte 
verlassen die Justiz wieder, weil es tarifliche oder 
arbeitsorganisatorische Unzufriedenheit gibt. Der 
Nachwuchs ist nur noch mit kostenintensiven 
und aufwendigen Werbekampagnen seitens des 
Justizministeriums zu gewinnen.

  Man muss also kein Personalexperte sein, um 
nachzuvollziehen, was der höhere Abgang von 
Beschäftigten im Vergleich zu neuen Einstellun-
gen bedeutet: Mehrarbeit, die auf den Schultern 
jener Kolleginnen und Kollegen verteilt wird, die 
Tag für Tag in ihren Dienststellen mit vollem Ein-
satz bei der Arbeit sind.

 
 
 
  Vergangenen Monat erreichte uns ein Weck- 
und Warnruf einer Kollegin, die keinen Ausweg 
mehr aus der stetig hohen Arbeitsbelastung sieht. 
Dabei darf die Bewältigung des täglichen Arbeits-
pensums nicht dazu führen, das ein Arbeitstag 
mit großer Sorge vor dem nächsten Arbeitstag 
endet und man ständig von der Frage getrieben 
ist, wie die reine Menge an Arbeit noch gut erle-
digt werden kann.

  Wichtig ist, da mündliche Aussagen oftmals 
von verantwortlichen Behördenleitungen nicht 
mit der notwendigen Beachtung wahrgenommen 
werden, in Schriftform die Überlastung zu doku-
mentieren. 

  Warum ist dieser schriftliche Hinweis so 
wichtig?

  Fehler oder Mängel in der Tätigkeit oder den 
Arbeitsergebnissen können Folge einer stetigen 
Überlastung sein. Das führt zu internen wie ex-
ternen Beschwerden, längerer Bearbeitungsdau-
er, Fristversäumnissen etc. mit zu erahnenden 
Folgen. Um sich frei von etwaigen Ansprüchen zu 
machen, ist eine Überlastungsanzeige an den
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Dienstherren rechtzeitig erforderlich. Das gilt 
auch im Beamtenrecht, denn das besondere 
Dienst- und Treueverhältnis beruht auf Gegensei-
tigkeit. Der Dienstherr steht in der Fürsorgepflicht 
zur Gestaltung von Arbeitsplätzen nach aktuellen 
Richtlinien des Arbeits- und Gesundheitsschut-
zes. Die Beschäftigten wiederum sind angehalten, 
Missstände anzusprechen.

  Dabei darf man sich nicht davon irritieren 
lassen, dass die sogenannte Überlastungsanzei-
ge ein arbeitsrechtlicher Begriff ist, der weder in 
einem Gesetz noch in einem Tarifvertrag definiert 
ist. Zeigt ein Beschäftigter die Überlastung bei 
seinem Dienstherrn an, so hat dieser entspre-
chende Maßnahmen zur Gefahrenabwehr einzu-
leiten. Rechtlich greift hier in Teilen das Arbeits-
schutzgesetz, Nebenpflichten des Arbeitsvertrags 
und das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) mit Bezug 
zum Haftungsrecht (z.B. §§ 242 BGB, 618 BGB).

  Bedenken Sie, dass ständige Überlastung der 
zu bewältigenden Arbeitsaufgaben ernsthafte 

Erkrankungen auslösen kann. Stichwort ist der 
„burn out“, der nicht nur seelische sondern auch 
körperliche Schäden verursacht. Der Prozess ist 
dabei schleichend und der ausgebrannte Zustand 
stellt sich erst nach einer längeren Zeit der Über-
forderung als deren Folge ein. Spätestens, wenn 
der Körper streikt, Stress unerträglich wird, das 
Privatleben faktisch nicht mehr stattfindet und 
sich über die Situation Trauer und Wut ergeben, 
ist die persönliche Überlastungsgrenze erreicht.

Die DJG NRW hilft Ihnen, auf Überlastungen auf-
merksam zu machen. Sie finden ein Formular  
für eine Überlastungs- 
anzeige, wenn Sie neben- 
stehenden QR-Code auf- 
rufen bzw.  unter  
djg-nrw.de 
unter der Navigation 
INFORMATION 
und dann weiter 
in der Rubrik 
Anträge/Formulare.

> ÜBERLASTUNG

 
Die Johannes-Albers-Bildungsforum gGmbH lädt ein 
Wir bieten politische Fort- und Weiterbildung für engagierte Menschen aus christlich-sozialer  
Verantwortung an. Weitere Infos zu den Seminaren im Internet unter www.azk.de oder telefonisch  
02223 – 73 119 (Regina Ochs)bzw. 02223 – 73 117 (Uta Kowalski) 
 
„Politische Bildung bringt auf Augenhöhe!“ –Aktuelles aus unseren Bildungsprogramm 2021 
 
 
Terrorismus in Deutschland. Geschichte und 
Gefahren heute 
08.-10.10.2021 Tagungsbeitrag: 185,- € 

Gesundheitliche Prävention in Zeiten der 
Digitalisierung. Damit Arbeit nicht krank 
macht. Den Weg in die Ausgewogenheit 
finden. 
11.-15.10.2021 Tagungsbeitrag: 300,- € 

Jamaika 
15.-17.10.2021  Tagungsbeitrag 145, -€ 

60 Minuten Demokratie – Hong Kong 
25.10.2021, 10.00-11.00 Uhr  
Online-Seminar Tagungsbeitrag entfällt 

60 Minuten Demokratie – Demokratie 
22.11.201, 10.00-11.00 Uhr  
Online-Seminar Tagungsbeitrag entfällt 

Künstliche Intelligenz (KI) – Chancen und 
Risiken für Staat und Gesellschaft 
27.-29.10.2021  Tagungsbeitrag 175, -€ 

Arbeit mit Recht! Arbeitsrecht für 
Arbeitnehmer 
Mit Besuch des Arbeitsgerichts 
27.-29.10.2021  Tagungsbeitrag 250, -€ 

Rechte Netzwerke in den deutschen 
Sicherheitsbehörden – eine Gefahr für die 
Demokratie? 
12.-14.11.2021 Tagungsbeitrag 175,- € 

Arbeitsplatzsicherung durch Digitales 
Verstehen, Denken und Fühlen 
22.-24.11.2021 Tagungsbeitrag: 180,- € 

Das letzte Tabu. Über Endlichkeit sprechen 
24.-26.11.2021 Tagungsbeitrag: 200,- € 

Die EU-27 im Krisenmodus: Wie geht es 
weiter nach der Pandemie? 
26.-28.11.2021 Tagungsbeitrag: 259,- € 

Der Klimawandel und seine Auswirkungen 
auf das Rheinland 
06.-08.12.2021  Tagungsbeitrag 175,- € 

Wenn es nicht reicht. Prekäre Beschäftigung 
und geringe Rente reichen nicht für ein gutes 
Leben! Was die Politik jetzt tun muss 
08.-10.12.2021  Tagungsbeitrag 200,- € 

Digitalisierung und Nachhaltigkeit – zwei 
Seiten einer Medaille? 
13.-15.12.2021 Tagungsbeitrag 175,- € 
Im Tagungsbeitrag sind enthalten:  
Übernachtung im Doppelzimmer, Vollverpflegung, 
Lehrmaterialien. Der EZ-Zuschlag beträgt 16,00 Euro 
pro Nacht.  

ANZEIGE
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Wir stehen als größte
Fachgewerkschaft der Justiz für ...
•	 unabhängige Personalratsarbeit und fachspezifische  

Schulungen
•	 Aufstiegsverbesserungen für Beamte und Tarifbeschäftigte
•	 qualifizierte Ausbildungen in allen Bereichen der Justiz 

mit unbefristeter Übernahme in ein Beschäftigungsverhältnis
•	 ständige Fortbildung
•	 optimale Ausstattung der Dienstorte mit moderner IT

Beitrittserklärung
und Einzugsermächtigung

Meinen Beitritt zur Deutschen Justiz-Gewerkschaft, Landesver-
band NRW, Werdener Str. 1, 40227 Düsseldorf, erkläre ich mit 
Wirkung zum
				               01. _____ . 20_____. 

 
______________________________________________
Zu- und Vorname 

______________________________________________
Wohnanschrift

______________________________________________
Geburtsdatum

______________________________________________
Dienstbezeichnung

 
______________________________________________
Telefon 
 
______________________________________________ 
E-Mail

______________________________________________
Eintrittsdatum in die Justiz 

______________________________________________
Dienststelle 
 
Beschäftigt bei:		 O Ordentlicher Gerichtsbarkeit
			   O Fachgerichtsbarkeit
			   O Staatsanwaltschaft
			   O ambulanter Sozialer Dienst 
			   O ITD 
 
Schwerbehinderung: 	 O Ja		  O Nein 
 
Teilzeit von _____ bis _____		  O Nein 

Ich ermächtige die DJG NRW, Zahlungen von meinem Konto mittels 
Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, auf 
mein Konto bezogene Lastschriften der DJG NRW einzulösen. 
 
Die Datenschutzerklärung der DJG NRW habe ich zur Kenntnis  
genommen und willige dieser ein; einzusehen unter www.djg-nrw.de. 

______________________________________________
Name des Kontoinhabers

______________________________________________
Kreditinstitut

______________________________________________
IBAN / BIC

______________________________________________
Ort, Datum und Unterschrift

Mach mit durch Deine Mitarbeit in den Fachbereichen und ...

•	 gestalte mit uns gemeinsam Positionen zu berufspolitischen 
und fachbezogenen Themen

•	 pflege den landesweiten Austausch in den Fachbereichen 
und profitiere von den Erfahrungen anderer Bezirke

•	 beteilige Dich an politischen Prozessen durch Entwicklung 
kleiner Anfragen an den Landtag NRW durch die Fachbereiche

•	 bringe Ideen oder Anliegen ein, aus denen Forderungen der 
DJG NRW entstehen

•	 gestalte mit aktiver Personalratsarbeit den Ablauf Deiner  
Behörde oder Deines Bezirkes

•	 oder gestalte durch aktive Jugendarbeit die Zukunft in der 
Justizverwaltung

Werde Mitglied und erhalte zusätzlich durch Deinen  
Monatsbeitrag ...

•	 eine Diensthaftpflichtversicherung
•	 eine Dienstschlüsselversicherung sowie eine Versicherung 

für Ausweis-, Signatur-, Zugangs- und Zeiterfassungskarten
•	 eine kostenlose Freizeit-Unfallversicherung
•	 eine kostenlose Rechtsberatung und Rechtsschutz in Berufs-

fragen und Schwerbehindertenangelegenheiten
•	 Unterstützung bei Regressverpflichtungen aus dienstlichen 

Tätigkeiten
•	 eine vergünstigte Vorsorgeversicherung und Vorteile der dbb 

Vorteilswelt
•	 Unterstützung bei Beihilfeangelegenheiten
•	 100% Gehaltsausgleich bei Streik

Monatsbeiträge

• Anwärter und Auszubildende .......................................	  
• Pensionäre und Rentner ...............................................	
• Teilzeitkräfte .................................................................
• Wachtmeisterdienst ......................................................	
• Sekretäre .......................................................................
• Beschäftigte ..................................................................
• Obersekretäre ...............................................................	
• Hauptsekretäre .............................................................	
• Bes.Gr. A 9 .....................................................................	
• Bes.Gr. A 9 plus Zulage und A 10 ...................................
• Bes.Gr. A 11 ...................................................................
• Bes.Gr. A 12 ...................................................................
• Bes.Gr. A 13 und höher ..................................................

7,50 €
8,00 €
8,50 €
9,00 €
9,00 €
9,50 €
9,50 €

10,00 €
10,50 €
11,00 €
11,50 €
12,00 €
13,00 €



Traditioneller Partner 
des öff entlichen Dienstes

(08 00) 8 88 00 82 00
www.debeka.de

Der wahre Wert einer Gemeinschaft 
zeigt sich in schwierigen Zeiten.

Das Füreinander zählt.

Debeka-Landesgeschäftsstellen
in Nordrhein-Westfalen 
Dortmund, Telefon (02 31) 61 01 - 0
Düsseldorf, Telefon (02 11) 1 67 06 - 0
Köln, Telefon (02 21) 20 86 - 0
Münster, Telefon (02 51) 48 31 - 0
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